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Einleitung

Diese Arbeit befasst sich mit der Thematik der Terrorlisten der UN und EU
sowie den mit ihnen verbundenen ebenen�bergreifenden Sanktions-
regimen, welche ihren Ursprung durch Resolutionen des UN-Sicherheits-
rates erhalten haben und ein Mittel der internationalen Terrorismusbe-
k�mpfung darstellen.

A. Aktuelle Diskussion zur Terrorismusbek�mpfung und die
Einordnung der vorliegenden Problematik

Das Thema Terrorismus und Terrorismusbek�mpfung ist zurzeit in aller
Munde und begleitet uns t�glich in Fernsehen und Presse. Die mit diesem
Thema verbundenen Fragen sind außerordentlich vielseitig und nicht nur
politischer, sondern auch juristischer Natur.

Seit den Anschl�gen vom 11. September 2001 in den Vereinigten Staaten
hat die Bek�mpfung des Terrorismus eine neue Dimension erreicht. Die
Welt hat seitdem eine andere Vorstellung von der Bedrohungsgefahr durch
Terrorismus. Die internationale Staatengemeinschaft sieht sich nun neuen
politischen, aber vor allem auch rechtlichen Herausforderungen gegen�ber-
gestellt.

Die Vereinten Nationen (UN) und die Europ�ische Union (EU) haben
nach den terroristischen Anschl�gen vom 11. September beschlossen und
erkl�rt, dass sie dem Terrorismus in all seinen Formen und �berall auf der
Welt entgegentreten und ihn bek�mpfen wollen. Unz�hlige neue Rechtsakte
und Maßnahmenpakete zur Terrorismusbek�mpfung wurden entwickelt
und immer wieder der aktuellen Lage angepasst, um das Ph�nomen Terro-
rismus effektiver bek�mpfen zu kçnnen.

Da der Terrorismus ein weltweites Problem darstellt, ist auch ein welt-
weit und international abgestimmter Ansatz erforderlich. Auf internationa-
ler Ebene wurden deshalb eine Vielzahl von UN-Resolutionen und vçlker-
rechtliches soft law1 verabschiedet. Diese UN-Resolutionen wurden dann
auf europ�ischer Ebene meist durch EG-Verordnungen umgesetzt. Auf
nationaler mitgliedstaatlicher Ebene gelten diese EG-Verordnungen dann
unmittelbar und direkt.
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1 Unter „soft law“ werden Akte – etwa Resolutionen der UN Generalversammlung – verstanden,
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tende Recht, �ber Rechts�berzeugungen oder �ber Tendenzen zur Weiterbildung des Vçlker-
rechts zugestimmt worden ist Vitzthum (Hg.), Vçlkerrecht, 2007, S. 12, Rn. 14.



Entscheidendes Ziel, das mit diesen Maßnahmen verfolgt wird, ist die
Austrocknung der finanziellen Ressourcen von Terroristen und terroristi-
schen Vereinigungen, um Planung, Finanzierung und Ausf�hrung terroris-
tischer Anschl�ge in der Zukunft zu verhindern und somit die innere
Sicherheit zu erhçhen.

Um dieses Ziel zu erreichen, wird ein besonderes Instrumentarium ver-
st�rkt eingesetzt. Die Rede ist von „intelligenten Sanktionen“, auch „smart
sanctions“ genannt. Im Gegensatz zu klassischen Embargomaßnahmen, die
sich allgemein gegen Staaten richten, handelt es sich bei intelligenten
Sanktionen um Maßnahmen, die sich gegen individuelle Adressaten oder
enge Adressatenkreise richten und deshalb auch als „Individualsanktio-
nen“ bezeichnet werden. Im Rahmen der Sanktionspraxis des UN-Sicher-
heitsrates werden nun nicht mehr nur Lieferungen in bestimmte L�nder
verboten oder unter Genehmigungsvorbehalt gestellt, sondern punktuelle
Maßnahmen gegen Einzelpersonen und Organisationen vorgenommen und
Gesch�ftskontakte zu ihnen unter Strafe gestellt.

B. Die Sanktionsregime mit ihren Terrorlisten und ihre
rechtliche Bedeutung

Allgemein ist festzuhalten, dass schon seit den 90er Jahren ein Trend in der
Sanktionspraxis des UN-Sicherheitsrats besteht, hin zu „Individualsanktio-
nen“ und weg von umfassend gegen Drittstaaten gerichteten Handelsembar-
gos. Der UN-Sicherheitsrat benutzt damit schon seit einiger Zeit die
Methode der Verh�ngung von gezielten Sanktionen gegen namentlich be-
nannte Individuen, Gruppen oder Organisationen.

Zu dieser Sanktionspraxis ist der UN-Sicherheitsrat auch grunds�tzlich
berechtigt. Art. 39 und 41 der UN-Charta erlauben dem Sicherheitsrat mit
verbindlicher Wirkung f�r alle UN-Mitgliedsstaaten, Wirtschaftssanktionen
zu verh�ngen, wenn eine Bedrohung oder ein Bruch des Friedens oder eine
Angriffshandlung vorliegt.

Speziell im Kampf gegen den Terrorismus wurde seit 1999 von der Mçg-
lichkeit, Wirtschaftssanktionen insbesondere in der Form von Individual-
sanktionen zu verh�ngen, Gebrauch gemacht. Der UN-Sicherheitsrat hat
diese Befugnis unter anderem dahingehend genutzt, Finanzsanktionen wie
das Einfrieren von Geldern und anderen Finanzmitteln unmittelbar gegen-
�ber Privatpersonen zu beschließen.

Hier stellt sich nun allgemein die Frage, welche Konsequenzen mit die-
sem Trend in der Sanktionspraxis verbunden sind. Zu nennen w�re
zun�chst, dass der UN-Sicherheitsrat als H�ter des Weltfriedens sich zum
„Quasigesetzgeber“ bzw. „Weltgesetzgeber“ aufschwingt, in dem er, gest�tzt
auf Kapitel VII der UN-Charta, abstrakt-generelle Normen schafft, die in
Individualrechte eingreifen. Als weitere Folge w�chst durch den stark ver-
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mehrten Einsatz von Individualsanktionen die Bedeutung des Einzelnen
als Adressat im Vçlkerrecht. Was das f�r die UN-Mitgliedstaaten und den
Einzelnen bedeutet, soll durch diese Arbeit n�her beleuchtet werden. Ins-
besondere wird darauf eingegangen, inwiefern diese Sanktionsregime zu
einem problematischen Abbau an Freiheitsrechten f�hren, wobei vor allem
Fragen des effektiven Rechtsschutzes n�her erçrtert werden. Im Rahmen
dieser Diskussion wird in der Arbeit auch n�her auf das Spannungsverh�lt-
nis zwischen innerer Sicherheit und Freiheit eingegangen. Es stellt sich die
Frage, wie viele Freiheitsrechte aufzugeben sinnvoll ist, um eine angemes-
sene Steigerung der inneren und �ußeren Sicherheit zu erlangen. Fraglich
ist, inwieweit die globalen Sicherheitsgesetze zu einer weltweiten Erosion
von Grundrechten und Menschenrechten f�hren und wie sich der Rechts-
staat im Kampf gegen den Terrorismus behaupten kann und muss.

I. Die Sanktionsregime des UN-Sicherheitsrates zur
Bek�mpfung der Terrorismusfinanzierung

In der SR-Resolution 1267 (1999), also schon zwei Jahre vor dem 11. Sep-
tember 2001, wird von der Vorgehensweise, Finanzsanktionen im vorlie-
genden Zusammenhang zu verh�ngen, das erste Mal Gebrauch gemacht.
Mit dieser Resolution hat der UN-Sicherheitsrat angefangen, speziell
Finanzsanktionen als Mittel im Kampf gegen den Terrorismus einzusetzen.
Die dort verh�ngten Sanktionen richten sich allerdings noch speziell gegen
einen Staat, hier den Staat Afghanistan, der als Heimst�tte der Taliban galt,
und nicht gegen Terrorverd�chtige als individuelle Adressaten im All-
gemeinen. Die UN-Mitgliedstaaten wurden durch die Resolution verpflich-
tet, all jene Gelder und sonstige finanzielle Ressourcen einzufrieren, die
direkt oder indirekt von Talibanmitgliedern kontrolliert werden.

Sp�ter, vor allem aufgrund der Terroranschl�ge vom 11. September 2001,
hat der UN-Sicherheitsrat vermehrt �hnliche Resolutionen erlassen. Die in
der Resolutionen 1390 (2002) und ihren Folgeresolutionen (Taliban-Sankti-
onsregime) beschlossenen und versch�rften Finanzsanktionen richteten
sich nun gegen Personen und Organisationen, die mit Osama bin Laden,
dem Al-Qaida-Netzwerk und den Taliban in Verbindung gebracht werden.
Die SR-Resolution 1373 (2001) und ihre Folgeresolutionen (Terrorismus-
Sanktionsregime) richteten sich wiederum allgemein gegen terroristische
Aktivit�ten und beinhalten auch vergleichbare Individualsanktionen,
wozu u. a. auch das Einfrieren von Konten und sonstigen Finanzmitteln
(„asset freezing“) z�hlt.

Damit die Sanktionen effektiv umgesetzt werden kçnnen, enthalten die
Sanktionsregime Listen von terrorverd�chtigen Personen, so genannte Ter-
rorlisten. Diese Listen werden beim Taliban-Sanktionsregime vom Sank-
tionsausschuss, der gem. Art. 29 UN-Charta ein Unterorgan des Sicherheits-
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rates ist und eigens f�r diese Aufgabe ins Leben gerufen wurde, erstellt und
immer wieder aktualisiert sowie korrigiert. Beim Terrorismus-Sanktions-
regime sind die UN-Mitgliedstaaten hingegen selbst f�r die Listenerstellung
verantwortlich. Grundlage dieser Listen sind Informationen von UN-Mit-
gliedstaaten, die deren Sicherheitsbehçrden, z. B. durch ihren Geheim-
dienst, erlangt, f�r wesentlich erachtet und daraufhin an die zust�ndigen
Stellen weitergeleitet haben. Die Terrorlisten werden regelm�ßig verçffent-
licht, so dass die Listen unproblematisch von jedermann eingesehen wer-
den kçnnen. Unwillige Adressaten der Resolutionen und Verordnungen,
die die Ge- und Verbote der Sanktionsregime nicht befolgen wollen, kçnnen
sich aufgrund der regelm�ßigen Verçffentlichung somit nicht auf (scheinba-
re) Unwissenheit berufen.

Wie das Verfahren des Listens abl�uft, wird im Rahmen dieser Arbeit
n�her dargestellt. Zu kl�ren gilt, wer diese Listen erstellt, wie man auf sie
gelangt und welche Mçglichkeiten es gibt, wieder von einer solchen Liste
gestrichen zu werden.

II. Die Umsetzung der Sanktionsregime in unmittelbar
geltendes Recht

Wenn man auf die europ�ische Ebene blickt, ist festzustellen, dass auch die
europ�ische Gemeinschaft Handlungsbedarf sah, im Rahmen ihrer Mçg-
lichkeiten t�tig zu werden. Dies insbesondere vor dem Hintergrund, dass
die Außenwirtschaftskompetenzen der Mitgliedstaaten seit dem Vertrag
von Amsterdam weitgehend auf die Gemeinschaft �bergegangen sind.
Somit wurden zur Umsetzung der oben beschriebenen UN-Sanktionen zur
Bek�mpfung der Finanzierung des Terrorismus in das Gemeinschaftsrecht
entsprechende EG-Antiterrorismusverordnungen erlassen.

Diese Arbeit besch�ftigt sich auch mit der Frage, ob und wie die EU/EG,
die selbst nicht Mitglieder der UN sind, intelligente Sanktionen des Sicher-
heitsrates durch EG-Sekund�rrecht umsetzen kann. Fraglich ist hier ins-
besondere, ob nicht sogar eine vçlkerrechtliche oder gemeinschaftsrecht-
liche Pflicht der EU/EG zur Umsetzung von SR-Resolutionen besteht oder
ob die Umsetzung lediglich eine Ermessensentscheidung ist. Liegt die
Zust�ndigkeit f�r ein solches Handeln auf europ�ischer Ebene? Und wenn
ja, welche Normen erm�chtigen zum Erlass der hier n�her zu beleuchten-
den Maßnahmen? An diese Erw�gungen ankn�pfend soll im Rahmen der
Rechtsschutzproblematik auf die Vorrangfrage von UN-Recht zu EU-Recht
eingegangen werden. Gibt es einen Vorrang friedenssichernder Verpflich-
tungen aus der UN-Charta vor dem europ�ischen Gemeinschaftsrecht und
dem Recht der Europ�ischen Union? Allgemein geht es um das Ph�nomen
des tripolaren Spannungsfeldes von mitgliedstaatlichem, europ�ischem
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und internationalem Recht und den damit verbundenen Rechtsproblemen
im vorliegenden Zusammenhang.

F�r die Umsetzung von Wirtschaftssanktionen sieht die Europ�ische
Union grunds�tzlich ein zweistufiges Verfahren vor, das auch vorliegend
im Rahmen der Antiterrorbek�mpfung Anwendung fand. Zun�chst erging
ein Gemeinsamer Standpunkt im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik (GASP), welche bis zum Inkrafttreten des Vertrages von
Lissabon die „zweite S�ule“ der europ�ischen Gemeinschaft darstellte.
Basierend auf diesem Gemeinsamen Standpunkt erging dann im zweiten
Schritt eine unmittelbar anwendbare Verordnung des Rates i. S. d. Art. 249
EG (seit Vertrag von Lissabon Art. 288 AEUV). Als Rechtsgrundlage f�r sol-
che Verordnungen zog der Rat die Art. 301 EG und Art. 60 sowie Art 308 EG
heran.

Zum Teil sind die EG-Verordnungen und die im Anhang enthaltenen Lis-
ten wçrtlich von den korrespondierenden SR-Resolutionen �bernommen
worden ohne eigenen Beurteilungs- und Gestaltungsspielraum. Im Fall der
unmittelbaren Umsetzung von Resolutionen des Sicherheitsrates ist die
Frage des individuellen Rechtsschutzes ein ins Auge fallendes Problem.
Bei Antiterrorismussanktionen, die auf autonomem Gemeinschaftshandeln
beruhen, besteht dieses Problem jedoch nur im geringen Maße, da sich
diese Antiterrorismussanktionen fraglos an den Gemeinschaftsgrundrech-
ten messen lassen m�ssen. Im Gegensatz dazu ist bei verh�ngten Sanktio-
nen in Form von EG-Verordnungen, die eine unmittelbare Umsetzung von
SR-Resolutionen ohne eigenen Gestaltungsspielraum darstellen, gerade
fraglich, an welchen rechtlichen Maßst�ben diese zu messen sind.

Ein weiteres mit dieser Arbeit verfolgtes Ziel ist folglich die Kl�rung der
Frage der gerichtlichen �berpr�fbarkeit der vorliegenden Verordnungen.
Fraglich ist zun�chst, ob dem EuG bzw. dem EuGH �berhaupt eine Pr�-
fungskompetenz im Bereich von UN-Sanktionen zusteht und wenn ja, in
welchem Umfang und mit welchem Maßstab. Zu kl�ren ist, ob ausreichen-
der Individualrechtsschutz gew�hrt wird oder ob es Rechtsschutzl�cken
bei der Terrorismusbek�mpfung im Vçlkerrecht gibt. Im letzteren Fall g�lte
es, die konkreten Rechtsschutzl�cken aufzudecken und mçgliche Lçsungs-
vorschl�ge aufzuzeigen.

III. Tats�chliche und rechtliche Auswirkungen der
Sanktionsregime f�r Gelistete und Nichtgelistete sowie deren
Rechtsschutzmçglichkeiten

Jeder Mitgliedstaat muss nun aufgrund der EG-Antiterrorismusverord-
nungen daf�r Sorge tragen, dass in seinem Geltungsbereich Sanktionen bei
Verstçßen gegen die Verordnung festgelegt werden, die wirksam, verh�ltnis-
m�ßig und abschreckend sind. Ferner sind die Mitgliedstaaten verpflichtet,
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jedem Verstoß gegen die EG-Antiterrorismusverordnungen nachzugehen.
Einfallstor f�r die EG-Antiterrorismusverordnungen im deutschen Recht,
das die geforderten Sanktionen bei Verstçßen enth�lt, ist speziell das
Außenwirtschaftsgesetz (AWG). Von den im Außenwirtschaftsrecht ver-
ankerten Sanktionen sind in erster Linie in Deutschland t�tige Unterneh-
men betroffen, die als Adressaten der EG-Antiterrorismusverordnungen
f�r mçgliche Verstçße in Frage kommen. Durch die Verordnungen werden
sie verpflichtet, ihre Gesch�ftspartner und Mitarbeiter zu �berpr�fen und
gegebenenfalls weitere Maßnahmen einzuleiten.

Ferner ist es damit Ziel dieser Arbeit, die außenwirtschaftlichen Aspekte
dieses Themas n�her zu beleuchten. Insbesondere wird zu erçrtern sein,
welche Handlungspflichten sich durch die Verordnungen f�r die in
Deutschland t�tigen Unternehmen ergeben und was die mçglichen Kon-
sequenzen eines Verstoßes gegen die Embargovorschriften f�r Unterneh-
men sind. Dabei steltt sich die Frage der vorhandenen Rechtsschutzmçg-
lichkeiten f�r Nichtgelistete.

Neben der Erçrterung der rechtlichen und tats�chlichen Konsequenzen
f�r Nichtgelistete sowie deren Rechtsschutzmçglichkeiten gegen die erlitte-
nen Beeintr�chtigungen muss eine solche Erçrterung auch hinsichtlich der
Gelisteten vorgenommen werden. Denn f�r die Gelisteten bedeuten die Ver-
ordnungen einen empfindlichen Einschnitt in ihr Leben und ihre Rechte.
Auf der Liste zu erscheinen bedeutet f�r sie, dass all ihre Konten eingefro-
ren werden und damit ihr finanzieller Handlungsspielraum auf Null redu-
ziert wird. Damit ist jeder Versuch, wirtschaftlich t�tig zu werden, so gut
wie unmçglich.

Was das im Konkreten bedeutet, haben auch die Kl�ger Yassin Abdullah
Kadi und Ahmed Ali Yusuf erfahren, die neben anderen Personen und
Organisationen namentlich auf einer der Terrorlisten der EG-Antiterroris-
musverordnungen gef�hrt werden und vor den Gemeinschaftsgerichten
Rechtsschutz gegen ihre Listung gesucht haben.

Als ein weiteres wesentliches Ziel dieser Arbeit gilt es folglich zu kl�ren,
welche mçglichen Rechtsverletzungen und Einschr�nkungen allgemein f�r
Gelistete bestehen, welche Rechtsschutzmçglichkeiten ihnen zur Ver-
f�gung stehen und ob diese ausreichend sind. Dabei wird insbesondere
auf die Entscheidungen des EuG und des EuGH in den Rs. „Yusuf u. a.“
sowie „Kadi“2 eingegangen, aber auch weitere diesbez�glich ergangene
Rechtsprechung ausgewertet. Die genannten Entscheidungen haben einen
maßgeblichen Anstoß zu der Thematik des Individualrechtsschutzes gegen
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die Sanktionsregime mit ihren Terrorlisten gegeben und sind von großer
Wichtigkeit f�r die ganze Diskussion.

C. Gang der Darstellung

Das erste Kapitel der Arbeit stellt die Sanktionsregime, bestehend aus den
UN-Sicherheitsratresolutionen und ihre korrespondierenden EG-Antiterro-
rismusverordnungen, im Allgemeinen dar. Dabei werden die einzelnen Tat-
bestandsvoraussetzungen erçrtert und die relevanten Ge- und Verbote
n�her dargestellt. Im zweiten Kapitel werden die tats�chlichen und recht-
lichen Auswirkungen der Sanktionsregime f�r Nichtgelistete sowie f�r
Gelistete erçrtert. Es gilt zu zeigen, mit welchen strafrechtlichen, gewerb-
lichen und sonstigen Folgen allgemein Nichtgelistete und insbesondere in
Deutschland t�tige Unternehmen bei Verstçßen gegen die Sanktionsvor-
schriften zu rechnen haben. Dar�ber hinaus wird ebenfalls auf die Folgen
eingegangen, die f�r Personen und Personengruppen entstehen, die im
Anhang der Verordnungen auf den Terrorlisten stehen. Nach diesem eher
darstellenden Teil beginnt mit Kapitel drei die kritische Analyse der Sank-
tionsregime. Dabei geht es in Kapitel drei zun�chst um die Frage, welchen
Platz die Sanktionsregime im tripolaren Spannungsfeld von internationa-
lem, europ�ischem und nationalem Recht einnehmen. Es wird zu kl�ren
sein, ob der UN-Sicherheitsrat legislative Individualsanktionen verh�ngen
kann und sich damit quasi zum Weltgesetzgeber aufschwingt, in dem er
normsetzend t�tig wird. Danach wird auf die Bindungswirkung der SR-Re-
solutionen gegen�ber den UN-Mitgliedstaaten und insbesondere gegen�ber
der EU/EG eingegangen. Basierend auf diesen beiden Punkten wird sich
sodann mit der Umsetzung der SR-Resolutionen auf europ�ischer Ebene
eingehend befasst, wobei die Frage nach der richtigen Erm�chtigungs-
grundlage in diesem Zusammenhang besonders intensiv erçrtert wird. In
Kapitel vier erfolgt eine umfassende Darstellung der verschiedenen Rechts-
schutzmçglichkeiten der Gelisteten, wobei sowohl die vçlkerrechtliche, die
europ�ische als auch die nationale Ebene eingehend untersucht werden.
Hierbei steht die Frage des Individualrechtsschutzes im Vordergrund unter
Bezug auf die oben genannten Entscheidungen. Insbesondere wird erçrtert,
ob und in welchem Umfang die Gemeinschaftsgerichte im Falle der unmit-
telbaren Umsetzung von bindenden SR-Resolutionen der UN durch die
EU/EG zur gerichtlichen Rechtsschutzgew�hrung verpflichtet sind und
wie es sich bei der Umsetzung von SR-Resolutionen mit einem gewissen
Gestaltungsspielraum verh�lt. Es wird erçrtert, ob ein Vorrang des UN-
Rechts vor dem EG-Recht besteht. L�ge ein solcher vor, w�rde sich die
Frage stellen, ob dies zu einer Beschr�nkung der gerichtlichen Kontroll-
dichte f�hrt, oder gar zu einem Ausschluss der gemeinschaftlichen Grund-
rechte als Pr�fungsmaßstab. �hnlich wie Kapitel vier befasst sich auch
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Kapitel f�nf mit der Frage nach den vorhandenen Rechtsschutzmçglichkei-
ten, allerdings nicht hinsichtlich der Gelisteten, sondern der Nichtgeliste-
ten. Anschließend zu den zuvor analysierten Rechtsschutzmçglichkeiten
erfolgt in Kapitel sechs eine Bewertung dieser mit Verbesserungsvorschl�-
gen. Das siebte und letzte Kapitel stellt das Spannungsverh�ltnis zwischen
Sicherheit und Freiheit dar. Hierbei fließen die in den vorherigen Kapiteln
gewonnenen Erkenntnisse mit ein, wobei hinterfragt wird, inwieweit die
getroffenen Maßnahmen zur Steigerung der Sicherheit im Mehrebenensys-
tem beitragen. Zu kl�ren gilt es, ob die damit verbundenen Einschr�nkun-
gen von Freiheitsrechten noch im Verh�ltnis zu der tats�chlich gewonne-
nen Sicherheit stehen und mit rechtsstaatlichen Grunds�tzen in Einklang
zu bringen sind. Zum Schluss folgen eine abschließende W�rdigung der
Ergebnisse und ein Ausblick.
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1. Kapitel:
Die Sanktionsregime mit ihren Terrorlisten

In diesem Kapitel soll zun�chst ein �berblick �ber die UN-Sicherheitsratre-
solutionen zur Bek�mpfung der Finanzierung des Terrorismus und ihre kor-
respondierenden EG-Verordnungen geschaffen werden. Danach wird n�her
auf die einzelnen Tatbestandvoraussetzungen und die damit verfolgten
Ziele eingegangen.

A. �berblick �ber die Sanktionsregime zur
Terrorismusbek�mpfung

Insbesondere seit den Ereignissen des 11. September 2001, aber auch schon
davor haben die UN und die EU Maßnahmen getroffen, die finanzielle Akti-
vit�ten von Terroristen und terroristischen Vereinigungen im weitesten
Sinne unterbinden sollen.3 Auf Grundlage von Resolutionen des Sicher-
heitsrates der Vereinten Nationen hat die Europ�ische Gemeinschaft Ver-
ordnungen erlassen, die der Bek�mpfung des Terrorismus dienen. Diese
Verordnungen gelten in allen Mitgliedstaaten der Europ�ischen Union
unmittelbar. Damit sind sie, ohne dass nationale Umsetzungsakte erforder-
lich w�ren, von allen zu befolgen, unabh�ngig davon, ob sich die in den
Namenslisten aufgef�hrten Personen, Vereinigungen, Organisationen oder
Unternehmen in Deutschland oder in einem sonstigen Land befinden.4

Dabei kçnnen die getroffenen gesetzlichen Maßnahmen in zwei Gruppen
unterteilt werden. Zum einen (I.) in Maßnahmen gegen bestimmte Personen
und Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk
oder den Taliban in Verbindung stehen (Taliban-Sanktionsregime) und
zum anderen (II.) in Maßnahmen gegen sonstige terrorverd�chtige Personen
und Organisationen (Terrorismus-Sanktionsregime).
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